Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/605 


Sachgebiet 202 


Vorblatt 


V erwaltungskos tengesetz 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Im Unterschied zu den Ländern, die bereits Kosten- bzw. Ge- 
bührengesetze erlassen haben, ist das Bundesgebührenrecht 
bisher noch nicht durch Gesetz geregelt. 


B. Lösung 

Allgemein-gebührenrechtliche Vorschriften sollen durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf geregelt werden, u. a. auch des- 
halb, um künftige Gesetze nicht mit den im Verhältnis zur Sach- 
materie regelmäßig weniger bedeutsamen Fragen der Verwal- 
tungsdurchführung zu belasten. (Es besteht ein Sachzusammen- 
hang mit dem Kostenermächtigungs-Anderungsgesetz — Druck- 
sache W329.) 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf unter weitgehender Be- 
rücksichtigung derjenigen Änderungsvorschläge des Bundes- 
rates, denen die Bundesregierung zugestimmt hat, im wesent- 
lichen unverändert übernommen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Sachgebiet 202 


Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
V er waltungskostengesetzes (V wKostG) 

— Drucksache VI/330 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg) 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf ist dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben des Bundeskanz- 
lers vom 2. Februar 1970 zugeleitet und nach der 
ersten Beratung in der 30. Sitzung am 18. Februar 
1970 an den Innenausschuß überwiesen worden. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner 16. Sitzung am 19. März 1970 beraten und die 
Annahme des Gesetzentwurfs einstimmig empfoh- 
len. 

Der Gedanke, allgemeine Grundsätze des Bundes- 
gebührenrechts zu kodifizieren, reicht mehrere 
Jahre zurück. Er wurde seinerzeit durch die, wie 
sich inzwischen gezeigt hat, zutreffende Überlegung 
ausgelöst, daß es zweckmäßig sei, für Bundesbehör- 
den eine ähnliche sichere Rechtsgrundlage für die 
Gebühren- und Auslagenerhebung zu schaffen, wie 
sie den Ländern bereits seit Jahren in meist neuen 
Kosten- bzw. Gebührengesetzen zur Verfügung 
steht. In zahlreichen Gesetzen hat der Gesetzgeber 
bisher mit Formulierungen, die seit vorkonstitutio- 
neller Zeit üblich waren, jeweils unterschiedliche 
Verordnungsgeber ermächtigt, das Nähere über die 
Gebühren durch Gebührenordnung zu regeln. Dabei 
war für den Gesetzgeber die Erwägung maßgebend, 
daß Sachgesetze insoweit von den Einzelregelungen 
entlastet werden sollten, die ihm im Verhältnis zur 
Sachmaterie minder bedeutsam und als Durchfüh- 
rungsaufgabe der Verwaltung erschienen. Der Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Ok- 
tober 1966, durch den § 80 Abs. 2 Satz 2 des Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für nichtig 
erklärt worden ist, hat Zweifel begründet, ob bun- 
desgesetzliche Ermächtigungen für Gebührenord- 


nungen mit dem Grundgesetz vereinbar sind, deren 
Formulierung der der für nichtig erklärten Vor- 
schrift nahekommt. Dies gilt nicht nur, soweit Fra- 
gen der gebührenpflichtigen Tatbestände und Ge- 
bührensätze ungeregelt blieben, sondern auch, so- 
weit allgemeingebührenrechtliche Fragen sowie alle 
Bestimmungen über Auslagen dem bundes- oder 
landesrechtlichen Verordnungsgeber zur Regelung 
überlassen wurden. 

Um diesem Zweifel Rechnung zu tragen, sollen 
wesentliche Gebührenvorschriften, die bisher meist 
in Rechtsverordnungen enthalten waren, nunmehr 
in einem Gesetz zusammengefaßt werden. 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs (Drucksache VI/330) verlesen. 
Das gleiche gilt für die vom Ausschuß übernomme- 
nen Änderungsvorschläge des Bundesrates, denen 
die Bundesregierung zugestimmt hat. 


IL Einzelbegründung 

Zu § 1 

Der Ausschuß hat sich der Auffassung der Bundes- 
regierung angeschlossen und die Änderungswünsche 
des Bundesrates zu § 1 nicht übernommen. Im Ge- 
genteil hat der Ausschuß sogar erwogen, das Ver- 
waltungskostengesetz auch ohne die in § 1 Abs. 2 
des Regierungsentwurfs vorgesehene Zustimmung 
des Bundesrates für Kosten auf Grund von Bundes- 
gesetzen, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
lassen werden, anwendbar zu erklären. Dadurch 
würde eine Entscheidung über die Anwendbarkeit 
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des Verwaltungskostengesetzes beim Ländervollzug 
von Bundesgesetzen in jedem neuen Einzelfall er- 
spart. Nach eingehenden Erörterungen zur Frage 
der Zustimmungsbedürftigkeit von verwaltungsver- 
fahrensrechtlichen Regelungen in Verbindung mit 
Sachgesetzen hat jedoch der Ausschuß davon abge- 
sehen, über die Regtierungsvorlage hinauszugehen, 
obgleich dabei in Kauf genommen wird, daß künftig 
jedes Sachgesetz, das wegen seiner sonstigen Vor- 
schriften nicht zustimmungspflichtig wäre, allein 
immer dann zustimmungsbedürftig wird, wenn das 
Verwaltungskostengesetz für anwendbar erklärt 
werden soll. 

Zu § 5 

Der Ausschuß legt Wert auf die Feststellung, daß 
der in § 5 genannte Gebührenschuldner auch eine 
Personenmehrheit sein kann. 

Zu § 6 

Obgleich die Bundesregierung dem Vorschlag des 
Bundesrates zugestimmt hatte, in § 6 die Worte 
„oder zugelassen" zu streichen, hat der Ausschuß 
beschlossen, es bei der Fassung des Regierungsent- 
wurfs zu belassen, wöil er es für richtig hält, den 
Verwaltungsbehörden einen Ermessensspielraum zu 
erhalten. 

Zu § 7 

Der Ausschuß hielt es für notwendig, mündliche 
Auskünfte grundsätzlich gebührenfrei zu belassen, 


dagegen aber bei schriftlichen Auskünften zu unter- 
scheiden, ob es sich um einfache oder schwierige 
Auskünfte handelt. Nur die einfachen schriftlichen 
Auskünfte solle gebührenfrei bleiben. 


Zu § 10 

Der Ausschuß hielt es für zweckmäßig, auch die 
Fernsprechgebühren im Fernverkehr, die Telegra- 
fen- und die Fernschreibgebühren in den Katalog 
der Auslagen aufzunehmen, die nach § 10 erstat- 
tungspflichtig sind. 

In Absatz 1 Nr. 5 hat der Ausschuß das Wort 
„Vorschrift" durch die Worte „oder vertraglicher Be- 
stimmungen" ersetzt, weil ihm der Text insofern 
nicht ausreichend erschien. 


Zu § 19 

Da der Ausschuß bei § 6 beschlossen hat, von der 
Streichung der Worte „oder zugelassen" abzusehen, 
die der Bundesrat vorgeschlagen hatte, besteht nicht 
nur die Möglichkeit, daß in Rechtsverordnungen 
aus Gründen des öffentlichen Interesses Gebühren- 
und Auslagenbefreiungen bzw. -ermäßigungen an- 
geordnet werden, vielmehr kann der Verordnungs- 
geber diese auch zulassen, d. h. in das pflichtgemäße 
Ermessen der Verwaltung stellen. Im übrigen be- 
steht kein Bedürfnis, Stundung, Niederschlagung 
und Erlaß auch aus Gründen des öffentlichen Inter- 
esses zu ermöglichen, soweit dieses nicht bereits 
ohnehin nach § 59 BHO zu berücksichtigen ist. 


Bonn, den 15. April 1970 


Dr. Schneider (Nürnberg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1, den Gesetzentwurf — Drucksache W330 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Entwurf eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. April 1970 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Schneider (Nürnberg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Verwaltungskostengesetzes (VwKostG) 

— Drucksache VI/330 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Verwaltungskostengesetzes 
(VwKostG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


1. ABSCHNITT 

Anwendungsbereich 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Kosten (Gebühren 
und Auslagen) öffentlich-rechllicher Verwaltungstä- 
iigkeit der Behörden 

1. des Bundes, der bundesunmittelbaren Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, 

2. der Länder, der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Perso- 
nen des öffentlichen Rechts, wenn sie Bun- 
desrecht ausführen. 

Soweit die bei Inkraftreten dieses Gesetzes gelten- 
den bundesrechtlichen Vorschriften für eine beson- 
dere Inanspruchnahme oder Leistung der öffent- 
lichen Verwaltung (kostenpflichtige Amtshandlung) 
die Erhebung von Verwaltungsgebühren oder die 
Erstattung von Auslagen vorsehen und keine in- 
haltsgleichen oder entgegenstehenden Bestimmun- 
gen enthalten oder zulassen. 

(2) Dieses Gesetz gilt ferner für Kosten auf Grund 
von Bundesgesetzen, die nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erlassen werden, 

1. wenn die Gesetze von den in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichneten Behörden ausgeführt 
werden. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Verwaltungskostengesetzes 
(VwKostG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. ABSCHNITT 

Anwendungsbereich 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf 

2. wenn die Gesetze von den in Absatz 1 
Nr. 2 bezeichneten Behörden im Auftrag 
des Bundes ausgeführt werden. 

Im übrigen gilt dieses Gesetz nur, soweit es durch 
Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates für 
anwendbar erklärt wird, 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die Kosten 

1. des Auswärtigen Amts und der Vertretun- 
gen des Bundes im Ausland, 

2. der Gerichte, 

3. der Behörden der Justizverwaltung und 
der Gerichtsverwaltungen sowie des 
Deutschen Patentamtes, 

4. der Behörden nach Absatz 1, soweit sie in 
den in § 51 des Sozialgerichtsgesetzes be- 
zeichneten Angelegenheiten tätig werden, 

5. der Bundes- und Landesfinanzbehörden im 
Verfahren über einen außergerichtlichen 
Rechtsbehelf und im Verwaltungszwangs- 
verfahren nach der Reichsabgabenordnung, 

6. der Deutschen Bundespost, 

7. der Industrie- und Handelskammern, der 
Handwerkskammern, Handwerksinnungen 
und Kreishandwerkerschaften. 

(4) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnimmt. 

2. ABSCHNITT 

Allgemeine Grundsätze 
für Kostenverordnungen 

§ 2 

Bindung des Verordniingsgebers 

Beim Erlaß von Rechtsverordnungen, die auf 
Grund bundesrechtlicher Ermächtigung gebühren- 
pflichtige Tatbestände, Gebührensätze sowie die 
Auslagenerstattung regeln, sind die Vorschriften 
dieses Gesetzes zu beachten, 

§ 3 

Gebührengrundsätze 

Die Gebührensätze sind so zu bemessen, daß zwi- 
schen der den Verwaltungsaufwand berücksichtigen- 
den Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeu- 
tung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen 
Nutzen der Amtshandlung andererseits ein ange- 
messenes Verhältnis besteht. Ist gesetzlich vorgese- 
hen, daß Gebühren nur zur Deckung des Verwal- 
tungsaufwandes erhoben werden, sind die Gebüh- 
rensätze so zu bemessen, daß das geschätzte Gebüh- 
renaufkommen den auf die Amtshandlungen entfal- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


2. ABSCHNITT 

Allgemeine Grundsätze 
für Kostenverordnungen 

§ 2 

Bindung des Verordnungsgebers 

Beim Erlaß von Rechtsverordnungen, die auf 
Grund bundesrechtlicher Ermächtigung gebühren- 
pflichtige Tatbestände, Gebührensätze sowie die 
Auslagenerstattung regeln, hat der Verordnungs- 
geber sich im Rahmen der Vorschriften dieses Ab- 
schnitts zu halten. 

§ 3 

unverändert 
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Entwurf 

lenden durchschnittlichen Personal- und Sachauf- 
wand für den betreffenden Verwaltungszweig nicht 
übersteigt. 

§ 4 

Gebührenarten 

Dia Gebühren sind durch feste Sätze, Rahmensätze 
oder, falls sich der Wert des Gegenstandes der 
Amtshandlung bestimmen läßt, nach dem Wert des 
Gegenstandes zu bestimmen. 

§ 5 

Pauschgebühren 

Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Amts- 
handlungen für denselben Gebührenschuldner kön- 
nen Pauschgebühren vorgesehen werden. Bei der 
Bemessung der Pauschgebührensätze ist der gerin- 
gere Umfang des Verwaltungsaufwandes zu berück- 
sichtigen. 

§ 6 

Kostenermäßigung und Kostenbefreiung 

Für bestimmte Arten von Amtshandlungen kön- 
nen aus Gründen der Billigkeit oder des öffentlichen 
Interesses Gebührenermäßigung und Auslagener- 
mäßigung sowie Gebührenbefreiung und Auslagen- 
befreiung vorgesehen oder zugelassen werden. 

§ 7 

Sachliche Gebührenfreiheit 

Gebühren sind nicht vorzusehen für 

1. einfache mündliche und schriftliche Auskünfte, 

2. Amtshandlungen in Gnadensachen und bei 
Dienstaufsichtsbeschwerden, 

3. Amtshandlungen, die sich aus einem bestehen- 
den oder früheren Dienst- oder Arbeitsverhält- 
nis von Bediensteten im öffentlichen Dienst 
oder aus einem bestehenden oder früheren öf- 
fentlich-rechtlichen Amtsverhältnis ergeben, 

4. Amtshandlungen, die sich aus einer bestehen- 
den oder früheren gesetzlichen Dienstpflicht 
oder einer Tätigkeit ergeben, die anstelle der 
gesetzlichen Dienstpflicht geleistet werden 
kann. 

3. ABSCHNITT 

Allgemeine kostenrechtliche Vorschriften 

§ 8 

Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren für Amtshand- 
lungen sind befreit: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 4 

Gebührenarten 

Die Gebühren sind durch feste Sätze, Rahmensätze 
oder nach dem Wert des Gegenstandes zu bestim- 
men. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Sachliche Gebührenfreiheit 

Gebühren sind nicht vorzusehen für 

1. mündliche und einfache schriftliche Auskünfte, 

2. unverändert 

3. unverändert 


4, unverändert 

3. ABSCHNITT 

Allgemeine kostenrechtliche Vorschriften 
§ 8 

Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren für Amtshand- 
lungen sind befreit: 
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1. Die Bundesrepublik Deutschland und die 
bundesunmittelbaren juristischen Perso- 
nen des öffentlichen Rechts, deren Ausga- 
ben ganz oder teilweise aufgrund gesetz- 
licher Verpflichtung aus dem Haushalt des 
Bundes getragen werden, 

2. die Länder und die juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, die nach den Haus- 
haltsplänen eines Landes für Rechnung 
eines Landes verwaltet werden. 


(2) Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Ab- 
satz 1 Genannten berechtigt sind, die Gebühren 
Dritten aufzuerlegen. 

(3) Gebührenfreiheit nach Absatz 1 besteht nicht 
für Sondervermögen und Bundesbetriebe im Sinne 
des Artikels 110 Abs. 1 des Grundgesetzes, für 
gleichartige Einrichtungen der Länder sowie für 
öffentlich-rechtliche Unternehmen, an denen der 
Bund oder ein Land beteiligt ist. 

(4) Zur Zahlung von Gebühren bleiben die in Ab- 
satz 1 genannten Rechtsträger für Amtshandlungen 
folgender Behörden verpflichtet: 

1. Bundesanstalt für Bodenforschung, 

2. Physikalisch-Technische Bundesanstalt, 

3. Bundesanstalt für Materialprüfung, 

4. Bundessortenamt, 

5. Deutsches Hydrographisches Institut, 

6. Bundesamt für Schiffsvermessung, 

7. See-Berufsgenossenschaft, 

8. Bundesgesundheitsamt. 

§ 9 

Gebührenbemessung 

(1) Sind Rahmensätze für Gebühren vorgesehen, 
so sind bei der Festsetzung der Gebühr im Einzelfall 
zu berücksichtigen 

1. der mit der Amtshandlung verbundene 
Verwaltungsaufwand, soweit Aufwendun- 
gen nicht als Auslagen gesondert berech- 
net werden, und 

2. die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert 
oder der sonstige Nutzen der Amtshand- 
lung für den Gebührenschuldner sowie 
dessen wirtschaftliche Verhältnisse. 

(2) Ist eine Gebühr nach dem Wert des Gegen- 
standes zu berechnen, so ist der Wert zum Zeitpunkt 
der Beendigung der Amtshandlung für die Berech- 
nung maßgebend. 

(3) Pauschgebühren werden nur auf Antrag fest- 
gesetzt; sie sind im voraus festzusetzen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. die Gemeinden und Gemeindeverbände, 
sofern die Amtshandlungen nicht ihre 
wirtschaftlichen Unternehmen betreffen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Zur Zahlung von Gebühren bleiben die in Ab- 
satz 1 genannten Rechtsträger für Amtshandlungen 
folgender Behörden verpflichtet: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
Nummer 8 entfällt 

§ 9 

unverändert 
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Entwurf 
§ 10 

Auslagen 

(1) Soweit die Auslagen nicht bereits in die Ge- 
bühr einbezogen sind und die Erstattung von Aus- 
lagen vorgesehen ist, die im Zusammenhang mit 
einer Amtshandlung entstehen, werden vom Gebüh- 
renschuldner folgende Auslagen erhoben: 


1. Aufwendungen für weitere Ausfertigun- 
gen, Abschriften und Auszüge, die auf be- 
sonderen Antrag erteilt werden; für die 
Berechnung der als Auslagen zu erheben- 
den Schreibgebühren gelten die Vorschrif- 
ten des § 136 Abs. 3 bis 6 der Kostenord- 
nung, 

2. Aufwendungen für Übersetzungen, die auf 
besonderen Antrag gefertigt werden, 

3. Kosten, die durch öffentliche Bekanntma- 
chung entstehen, mit Ausnahme der hier- 

. bei erwachsenden Postgebühren, 

4. die in entsprechender Anwendung des Ge- 
setzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen zu zahlenden Beträ- 
ge; erhält ein Sachverständiger auf Grund 
des § 1 Abs. 3 jenes Gesetzes keine Ent- 
schädigung, so ist der Betrag zu erheben, 
der ohne diese Vorschrift nach dem Gesetz 
zu zahlen wäre, 

5. die bei Geschäften außerhalb der Dienst- 
stelle den Verwaltungsangehörigen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die Be- 
reitstellung von Räumen, 

6. die Beträge, die anderen in- und ausländi- 
schen Behörden, öffentlichen Einrichtun- 
gen oder Beamten zustehen; und zwar 
auch dann, wenn aus Gründen der Gegen- 
seitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung 
und dergleichen an die Behörden, Einrich- 
tungen oder Beamten keine Zahlungen zu 
leisten sind, 

7. die Kosten für die Beförderung von Sa- 
chen, mit Ausnahme der hierbei erwach- 
senden Postgebühren, und die Verwah- 
rung von Sachen. 

(2) Die Erstattung der in Absatz 1 aufgeführten 
Auslagen kann auch verlangt werden, wenn für eine 
Amtshandlung Gebührenfreiheit besteht oder von 
der Gebührenerhebung abgesehen wird. 

§ 11 

Entstehen der Kostenschuld 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein An- 
trag notwendig ist, mit dessen Eingang bei der zu- 
ständigen Behörde, im übrigen mit der Beendigung 
der gebührenpflichtigen Amtshandlung. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 10 

Auslagen 

(1) Soweit die Auslagen nicht bereits in die Ge- 
bühr einbezogen sind und die Erstattung von Aus- 
lagen vorgesehen ist, die im Zusammenhang mit 
einer Amtshandlung entstehen, werden vom Gebüh- 
renschuldner folgende Auslagen erhoben: 

01. Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Tele- 
grafen- und Fernschreibgebühren 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. die bei Geschäften außerhalb der Dienst- 
stelle den Verwaltungsangehörigen auf 
Grund gesetzlicher oder vertraglicher 
Bestimmungen gewährten Vergütungen 
(Reisekostenvergütung, Auslagenersatz) 
und die Kosten für die Bereitstellung von 
Räumen, 

6. unverändert 


7. unverändert 


(2) unverändert 


§ 11 

unverändert 
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Entwurf 

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung von Ausla- 
gen entsteht mit der Aufwendung des zu erstatten- 
den Betrages, in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr. 4 
zweiter Halbsatz und Nr. 6 zweiter Halbsatz mit der 
Beendigung der kostenpflichtigen Amtshandlung. 


6. Wahlper iode D rucksache Vl/605 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 12 § 12 

Kostengläubiger unverändert 

Kostengläubiger ist der Rechtsträger, dessen Be- 
hörde, eine kostenpflichtige Amtshandlung vor- 
nimmt. 

§ 13 § 13 

Kostenschuldner unverändert 

(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 

1. wer die Amtshandlung veranlaßt oder zu 
wessen Gunsten sie vorgenommen wird, 

2. wer die Kosten durch eine vor der zustän- 
digen Behörde abgegebene oder ihr mitge- 
teilte Erklärung übernommen hat, 

3. wer für die Kostenschuld eines anderen 
kraft Gesetzes haftet. 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamt- 
schuldner. 


§ 14 § 14 

Kostenentscheidung unverändert 

(1) Die Kosten werden von Amts wegen festge- 
setzt. Die Entscheidung über die Kosten soll, soweit 
möglich, zusammen mit der Sachentscheidung erge- 
hen. Aus der Kostenentscheidung müssen minde- 
stens hervorgehen 

1. die kostenerhebende Behörde, 

2. der Kostenschuldner, 

3. die kostenpflichtige Amtshandlung, 

4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlen- 
den Beträge sowie 

5. wo, wann und wie die Gebühren und die 
Auslagen zu zahlen sind. 

Die Kostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie 
ist auf Antrag schriftlich zu bestätigen. Soweit sie 
schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, ist 
auch die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Ko- 
sten sowie deren Berechnung anzugeben. 

(2) Kosten, die bei richtiger Behandlung der Sa- 
che durch die Behörde nicht entstanden wären, wer- 
den nicht erhoben. Das gleiche gilt für Auslagen, die 
durch eine von Amts wegen veranlaßte Verlegung 
eines Termins oder Vertagung einer Verhandlung 
entstanden sind. 
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§ 15 

Gebühren in besonderen Fällen 

(1) Wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzu- 
ständigkeit der Behörde abgelehnt, so wird keine 
Gebühr erhoben. 

(2) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amts- 
handlung zurückgenommen, nachdem mit der sach- 
lichen Bearbeitung begonnen, die Amtshandlung 
aber noch nicht beendet ist, oder wird ein Antrag 
aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit 
abgelehnt, oder wird eine Amtshandlung zurü<±ge- 
nommen oder widerrufen, so ermäßigt sich die vor- 
gesehene Gebühr um ein Viertel; sie kann bis zu 
einem Viertel der vorgesehenen Gebühr ermäßigt 
oder es kann von ihrer Erhebung abgesehen werden, 
wenn dies der Billigkeit entspricht, 

§ 16 

Vorschußzahlung und Sicherheitsleistung 

Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen 
ist, kann von der Zahlung eines angemessenen Vor- 
schusses oder von einer angemessenen Sicherheits- 
leistung bis zur Höhe der voraussichtlich entstehen- 
den Kosten abhängig gemacht werden. 

§ 17 

Fälligkeit 

Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kosten- 
entscheidung an den Kostenschuldner fällig, wenn 
nicht die Behörde einen späteren Zeitpunkt be- 
stimmt. 

§ 18 

Säumniszuschlag 

(1) Werden bis zum Ablauf eines Monats nach 
dem Fälligkeitstag Gebühren oder Auslagen nicht 
entrichtet, so kann für jeden angefangenen Monat 
der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom 
Hundert des rückständigen Betrages erhoben wer- 
den, wenn dieser 100 Deutsche Mark übersteigt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn Säumniszuschläge 
nicht rechtzeitig entrichtet werden. 

(3) Für die Berechnung des Säumniszuschlages 
wird der rückständige Betrag auf volle 100 Deutsche 
Mark nach unten abgerundet. 

(4) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet wor- 
den ist, gilt 

1. bei Übergabe oder Übersendung von Zah- 
lungsmitteln an die für den Kostengläubi- 
ger zuständige Kasse der Tag des Ein- 
gangs; 

2. bei Überweisung oder Einzahlung auf ein 
Konto der für den Kostengläubiger zustän- 


§ 

u n V e r 


§ 

u n V e r 


§ 

u n V e r 


§ 

u n V e r 


4. Ausschusses 
15 

ändert 


16 

ändert 


17 

ändert 


18 

ändert 
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digen Kasse und bei Einzahlung mit Zahl- 
karte oder Postanweisung der Tag, an dem 
der Betrag der Kasse gutgesdirieben wird. 

§ 19 

Stundung, Niederschlagung und Erlaß 

Für die Stundung, die Niederschlagung und den 
Erlaß von Forderungen des Bundes auf Zahlung von 
Gebühren, Auslagen und sonstigen Nebenleistun- 
gen gelten die Vorschriften der Bundeshaushaltsord- 
nung. In Fällen, in denen ein anderer Rechtsträger 
als der Bund Kostengläubiger ist, gelten die für ihn 
verbindlichen entsprechenden Vorschriften. 

§ 20 

Verjährung 

(1) Der Anspruch auf Zahlung von Kosten erlischt 
durch Verjährung nach drei Jahren. Die Frist beginnt 
mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist. 


(2) Die Verjährung ist gehemmt, solange der An- 
spruch innerhalb der letzten sechs Monate der Frist 
wegen höherer Gewalt nicht verfolgt werden kann. 

(3) Die Verjährung wird unterbrochen durch 
schriftliche Zahlungsaufforderung, durch Zahlungs- 
aufschub, (durch Stundung, durch Aussetzen der Voll- 
ziehung, durch Sicherheitsleistung, durch eine Voll- 
streckungsmaßnahme, durch Vollstreckungsaufschub, 
durch Anmeldung im Konkurs und durch Ermittlun- 
gen des Kostengläubigers über Wohnsitz oder Auf- 
enthalt des Zahlungspflichtigen. 

(4) Mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Unterbrechung endet, beginnt eine neue Verjährung. 

(5) Die Verjährung wird nur in Höhe des Betra- 
ges unterbrochen, auf den sich die Unterbrechungs- 
handlung bezieht. 

(6) Wird eine Kostenentscheidung angefochten, so 
erlöschen Ansprüche aus ihr nicht vor Ablauf von 
sechs Monaten, nachdem die Kostenentscheidung un- 
anfechtbar geworden ist oder das Verfahren sich auf 
andere Weise erledigt hat. 

§ 21 

Erstattung 

(1) überzahlte oder zu Unrecht erhobene Kosten 
sind unverzüglich zu erstatten, zu Unrecht erhobene 
Kosten jedoch nur, soweit eine Kostenentscheidung 
noch nicht unanfechtbar geworden ist; nach diesem 
Zeitpunkt können zu Unrecht erhobene Kosten nur 
aus Billigkeitsgründen erstattet werden. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

Verjährung 

(1) Der Anspruch auf Zahlung von Kosten ver- 
jährt nach drei Jahren, spätestens mit dem Ablauf 
des vierten Jahres nach der Entstehung. Die Ver- 
jährung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem der Anspruch fällig geworden ist. Mit dem Ab- 
lauf dieser Frist erlischt der Anspruch. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 


§ 21 

unverändert 
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(2) Der Erstattungsanspruch erlischt durch Ver- 
jährung, wenn er nicht bis zum Ablauf des dritten 
Kalenderjahres geltend gemacht wird, das auf die 
Entstehung des Anspruchs folgt; die Verjährung be- 
ginnt jedoch nicht vor der Unanfechtbarkeit der Ko- 
stenentscheidung. 

§ 22 

Rechtsbehelf 

(1) Die Kostenentscheidung kann zusammen mit 
der Sachentscheidung oder selbständig angefochten 
werden; der Rechtsbehelf gegen eine Sachentschei- 
dung erstreckt sich auf die Kostenentscheidung. 

(2) Wird eine Kostenentscheidung selbständig 
angefochten, so ist das Rechtsbehelfsverfahren ko- 
stenrechtl'ich als selbständiges Verfahren zu behan- 
deln. 


4. ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 23 

V erwaltungs Vorschriften 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
zur Durchführung dieses Gesetzes mit Zustimmung 
des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorsdirif- 
ten zu erlassen. 

§ 24 

Gesetzesänderung 

§ 107 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 481) wird 
folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hat eine Verwaltungsbehörde des Bun- 
des den Bußgeldbescheid erlassen, so sind § 14 
Abs. 2 sowie die §§ 19 bis 21 des Verwaltungs- 
kostengesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) 
anzuwenden, sonst die entsprechenden landes- 
rechtlichen Vorschriften." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 22 

unverändert 


4. ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 23 

unverändert 


§ 24 

Gesetzesänderungen 

(1) § 107 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 481) wird 
folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hat eine Verwaltungsbehörde des Bun- 
des den Bußgeldbescheid erlassen, so sind § 14 
Abs. 2 sowie die §§ 19 bis 21 des Verwaltungs- 
kostengesetzes vom , . . (Bundesgesetzbl. IS ) 

anzuwenden, sonst die entsprechenden landes- 
rechtlichen Vorschriften." 

(2) § 449 der Reidisabgahenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. 1 S. 161) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für die Kosten des Bußgeldverfahrens 
gilt § 107 Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten auch dann, wenn eine Landes- 
finanzbehörde den Bußgeldbesdieid erlassen 
hat; an Stelle des § 19 des Verwaltungskosten- 
gesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) gel- 
ten § 127 Abs. 1, §§ 130 und 131 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3 Satz 1 dieses Gesetzes." 
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§ 25 § 25 

Berlin-Klausel u n v e r ä n 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 26 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


§ 26 
u n V e r ä n 


Ausschusses 


d e r t 


d e r t 
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